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I.	 Untersuchungsgegenstand

Das Dissertationsprojekt untersucht erstmals und umfas-
send das Zürcher «Gesetz betreffend den Schutz der 
Arbeiterinnen» vom 12. August 1894.1 Dabei handelt es 
sich um das erste Zürcher Gesetz, welches im Rahmen 
der kantonalen Gesetzgebungskompetenzen im Arbeits-
recht die Arbeitsbedingungen von Arbeiterinnen und 
Lehrtöchtern in Klein- und Handwerksbetrieben regu-
lierte. Es enthielt für die damaligen Verhältnisse einige 
überaus progressive Bestimmungen, wie etwa die Einfüh-
rung eines Zehnstundenarbeitstages, die Plafonierung 
der jährlichen Überstunden, die Festsetzung einer Über-
stundenentschädigung sowie inhaltliche Minimalanfor-
derungen an die Lehrverträge. Das Gesetz war wegwei-
send für die gesetzgeberischen Bestrebungen in anderen 
Kantonen und wurde schliesslich mit dem Inkrafttreten 
des eidgenössischen Arbeitsgesetzes am 1. Februar 1966 
aufgehoben.2
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1	 Die Ausführungen basieren auf dem voraussichtlich im Herbst 
2026 beim sui generis Verlag erscheinenden Dissertations
projekt «Die Stellung der Frauen im Zürcher Erwerbsleben 
um 1900: Die Arbeiterinnenschutzgesetzgebung des Kantons 
Zürich». Für das Zürcher «Gesetz betreffend den Schutz  
der Arbeiterinnen» vom 12. August 1894: vgl. StAZH OS 23 
(411–417).

2	 Staatsarchiv Zürich (Sign. StAZH MM 3.115 RRB 1965/4824): 
Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 1965 (MM 3.113 RRB 1965/0001 – MM 
3.115 RRB 1965/4830), Arbeitsgesetz (aufgehobene kantonale 
Vorschriften), 23.12.1965, 2159.

II.	 Dissertationsprojekt

A.	 Historischer Kontext

Das Arbeiterinnenschutzgesetz entstand im Kontext einer 
bereits seit Jahrzehnten andauernden Bestrebung des 
kantonalen und später auch eidgenössischen Gesetz
gebers, den negativen Folgen der Industrialisierung für 
die Arbeits- und Lebensbedingungen, wie etwa den lan-
gen Arbeitszeiten, den fehlenden Ruhepausen und der 
physischen und psychischen Überanstrengung, entgegen-
zuwirken, indem die arbeitsrechtlichen Verhältnisse 
reguliert werden sollten. In der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts, also noch vor der Bundesstaatsgründung im 
Jahre 1848, entstanden erste Erlasse, welche auf die Rege-
lung der Arbeitsverhältnisse von Kindern aufgrund ihrer 
besonderen Vulnerabilität abzielten. Ausserdem sollte 
etwa im Kanton Zürich die Vereinbarkeit der Kinder
arbeit mit dem Grundschul- und Religionsunterricht ver-
bessert werden.3 Es handelte sich hierbei um kantonale 
Vorgehen, welche ausschliesslich auf die Betriebe im 
eigenen Kantonsgebiet Anwendung fanden. Mitte des 
19. Jahrhunderts verabschiedete der Kanton Zürich ein 
kantonales Fabrikgesetz, wodurch erstmals die Verhält-
nisse der erwachsenen Fabrikarbeiterschaft reguliert 
wurden.4 Mit der Revision der Bundesverfassung im Jahre 
1874 wurde sodann dem Bundesgesetzgeber die Kompe-
tenz zum Erlass einheitlicher Arbeiterschutzbestimmun-
gen in Fabrikbetrieben erteilt. Die Klein- und Hand-

3	 Vgl. hierzu die Zürcher «Verordnung wegen der minderjähri-
gen Jugend in Fabriken überhaupt, und in Spinnmaschinen 
besonders» vom 7. November 1815 (StAZH OS NF 1 [168–173]) 
sowie die Zürcher «Verordnung über die Beschäftigung der 
Minderjährigen in den Fabriken» vom 15. Juli 1837 (StAZH MM 
2.37 RRB 1837/1213).

4	 Vgl. hierzu das Zürcher «Gesetz betreffend die Verhältnisse 
der Fabrikarbeiter» vom 24. Oktober 1859 (StAZH OS 12 
[225–229]).
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werksbetriebe hingegen verblieben in der Gesetzgebungs- 
kompetenz der Kantone.5 Darauf basierend erliess der 
Bundesgesetzgeber im Jahre 1877 das eidgenössische 
Fabrikgesetz, welches schweizweit einheitliche Regelun-
gen für die Fabriken einführte.6

Ab den 1880er-Jahren begannen die Kantone mit der 
Regulierung der Verhältnisse in den Kleinbetrieben. Er-
hebungen über die Verhältnisse der Arbeiterinnen und 
Lehrtöchter in der bisher wenig im Fokus stehenden 
Kleinindustrie hatten arbeitsrechtliche Missstände offen-
gelegt.7 Dabei bedurften gemäss zeitgenössischer Auf
fassung insbesondere die Arbeitsverhältnisse von Arbei-
terinnen und Kindern in Kleinbetrieben der besonderen 
Regulierung,8 was mittels kantonaler Arbeiterinnen-
schutzgesetze erreicht und dadurch die «Ausbeutung» be-
schränkt werden sollte. Schliesslich wurden zwischen 
1888 und 1912 in elf Kantonen Gesetze zum Schutz von 
Arbeiterinnen und Lehrtöchtern eingeführt,9 unter ande-
rem das Zürcher Gesetz im Jahre 1894.

B.	 Forschungsfrage und -ergebnisse

Vor diesem rechtshistorischen Kontext setzt das Disser
tationsprojekt an, um das Zürcher Schutzgesetz umfas-
send zu untersuchen und dessen Genese, inhaltliche 
Ausgestaltung und Vollzug zu erschliessen. Die Arbeit 
geht der Forschungsfrage nach, welche Beweggründe in 
das Schutzgesetz einflossen und wie sich dessen Vollzug 
ausgestaltete.

Zur Beantwortung dieser Frage werden in der Arbeit 
die historischen Rahmenbedingungen, in welche das Ge-
setz eingebettet war, dargestellt, wobei auf die gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, politischen und rechtlichen 

5	 Vgl. Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft vom 29. Mai 1874, AS 1 38. Art. 34 Abs. 1 aBV (1874): 
«Der Bund ist befugt, einheitliche Bestimmungen über die 
Verwendung von Kindern in den Fabriken und über die Dauer 
der Arbeit erwachsener Personen in denselben aufzustellen. 
Ebenso ist er berechtigt, Vorschriften zum Schutze der Arbeiter 
gegen einen die Gesundheit und Sicherheit der Arbeiter ge-
fährdenden Gewerbebetrieb zu erlassen.»

6	 Vgl. Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den Fabriken vom 
23. März 1877, AS 3 241.

7	 Vgl. Sozialarchiv Zürich (Sign. Ar 6.40.2): Frauenstimm-
rechtsverein Zürich (Ar 6). Frauenarbeit: Erhebungen über die 
Verhältnisse zwischen Arbeitgeberinnen, Arbeiterinnen und 
Lehrtöchtern (1886/87), 6 f., 11, 13, 16, 22.

8	 Vgl. Fridolin Schuler, Die kantonalen Arbeiterinnen-
Schutz-Gesetze in der Schweiz, ihr Vollzug und ihre Erfolge, 
Zeitschrift für Socialwissenschaft, 1899, 875 ff., 877.

9	 Vgl. hierzu die «Vergleichungstabelle – Kantonale Arbeiterin-
nenschutzgesetze» (Anhang 15) in der Dissertation für einen 
systematischen Überblick über die zahlreichen Schutzgesetze.

Verhältnisse auf gesamtschweizerischer und zürcheri-
scher Ebene eingegangen wird (Kapitel 1). Es wird der 
industrialisierungsbedingte gesellschaftliche Struktur-
wandel behandelt, welcher bis in die Mikroebene der 
Familie eindrang und die soziale sowie wirtschaftliche 
Bedeutung der weiblichen Erwerbsarbeit prägte. Politisch 
standen die Arbeiterinnen aufgrund ihrer Doppelbelas-
tung zwischen ausserhäuslicher Erwerbstätigkeit und 
innerhäuslicher, familiärer «Pflichten» eher am Rand und 
begannen sich erst Mitte der 1880er-Jahre systematisch zu 
organisieren. Die Frauenvereinigungen zur Wahrnehmung 
der weiblichen Interessen lassen sich in bürgerliche 
Frauenvereine und Arbeiterinnenvereine unterscheiden.

Die Frauenorganisationen brachten sich sodann trotz 
ihrer politischen Unmündigkeit und des Ausschlusses 
vom Wahl- und Stimmrecht wiederholt mittels Eingaben 
und Petitionen ein, wie dies während der Verhandlungen 
zum Arbeiterinnenschutzgesetz der Fall war und sich 
eindrücklich aus den Archivalien ergibt.10 So forderten sie 
während des Gesetzgebungsprozesses die Gewährleistung 
genügender Vollzugsorgane für die Gesetzesumsetzung, 
«denn ein Gesetz, das mangels ausreichender Organe zu 
seiner Handhabung in der Praxis zum stumpfen Eisen 
werden müsste, ist, wie die Erfahrung genugsam gezeigt 
hat, schlimmer als gar kein Gesetz».11

In der Untersuchung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen werden die eidgenössischen und kantonalen 
Gesetzgebungskompetenzen beleuchtet und die Entwick-
lung des zürcherischen Arbeiterschutzes, insbesondere 
im Laufe des 19. Jahrhunderts bis zum Erlass des Arbeite-
rinnenschutzgesetzes, dargelegt. Daraus ergibt sich die 
zunehmende Ausweitung des arbeitsrechtlichen Schutzes 
von der Kinderschutzgesetzgebung hin zur Erwachsenen-
schutzgesetzgebung, welche zunächst nur rudimentär die 
Fabrikbetriebe auf dem eigenen Kantonsgebiet regulierte 
und schliesslich mit dem Arbeiterinnenschutzgesetz die 
Arbeits- und Lebensbedingungen von Frauen und Lehr-
töchtern in Klein- und Handwerksbetrieben erfasste.12

10	 Vgl. etwa Staatsarchiv Zürich (Sign. StAZH MM 24.42 KRP 
1892/0029): Protokoll des Kantonsrates des Kantons Zürich 
vom 27. Mai 1890 bis 11. April 1893 (MM 24.42 KRP 
1890/0091 – MM 24.42 KRP 1893/0091), Petition des Arbeite-
rinnenvereins Winterthur & Umgebung, 15.02.1892, 315.

11	 Arbeiterstimme, Wochenblatt für das arbeitende Volk der 
Schweiz, Offizielles Organ der sozialdemokratischen Partei 
der Schweiz und des allgemeinen Gewerkschafts-Bundes, 
Arbeiterinnenschutz und Frauenrecht, Nr. 7, 24.01.1894, 1.

12	 Vgl. zur Entwicklung des eidgenössischen und kantonalen 
Arbeitsrechts während des 19. Jahrhunderts: Jonathan Zeller, 
Der arbeitsrechtliche Schutz in der Schweiz des 19. Jahrhun-
derts unter besonderer Berücksichtigung des eidgenössischen 
und kantonalen Arbeitsrechts, in: Miriam Gassner/Kamila 



64 ex/ante  1/2026 Jonathan Zeller

Vor diesem Hintergrund wird anschliessend auf  
die Genese des Schutzgesetzes mit den verschiedenen 
Entwürfen, Detailberatungen und Voten eingegangen 
(Kapitel 2). Während der Detailberatungen zeichnete  
sich weniger ein Spannungsfeld zwischen liberalen und 
staatsinterventionistischen Interessen ab, denn über die 
Wichtigkeit bzw. Notwendigkeit des Gesetzes bestand ein 
breiter Grundkonsens bei den Politikern, sondern viel-
mehr ein Stadt-Land-Gefälle, welches später im Rahmen 
des Vollzuges eine Rolle spielte. Sodann wird die Vollzugs
organisation mit den verschiedenen involvierten kanto-
nalen und städtischen Vollzugsbehörden aufgezeigt, über 
welche der staatliche Zugriff auf die Betriebsinhaber und 
Arbeiterinnen ermöglicht werden sollte. Dabei wirkten 
auch zivilgesellschaftliche Akteure bzw. Initiativen mit. So 
wurde in der Stadt Zürich die Arbeitskammer gegründet. 
Diese fungierte nicht als politisches oder staatliches 
Organ, sondern war privatrechtlich organisiert und stand 
als Anlaufstelle für arbeitnehmerseitige Meldungen von 
Verletzungen des Arbeiterinnenschutzgesetzes zwischen 
dem Staat und der Arbeiterschaft. Sie leitete die ent
sprechenden Beschwerden an die Behörden weiter, welche 
die Übertretungen wiederum prüften.

Mit dem Zürcher Arbeiterinnenschutzgesetz traten 
fortschrittliche arbeitsrechtliche Bestimmungen in Kraft. 
Die Analyse der gesetzgeberischen Beweggründe ergibt, 
dass soziale, politische und wirtschaftliche Motive in das 
Gesetz einflossen. Bei den sozialen Beweggründen stand 
der Schutz der Arbeiterinnen und Lehrtöchter im Vor-
dergrund, indem für diese ein Gesundheits-, Jugend-, 
Lohn- und Kündigungsschutz gesichert werden sollte. 
Die politischen Beweggründe umfassten strategische Er-
wägungen, um eine Mehrheitsfähigkeit an der Volksab-
stimmung zu erreichen, und zugleich pragmatische Über-
legungen, wonach die weibliche Erwerbstätigkeit und die 
«häuslichen Pflichten» im Sinne des vorherrschenden 
bürgerlichen Familienideals vereinbarer gemacht werden 
sollten. Die wirtschaftlichen Beweggründe bezogen sich 
auf die wirtschaftliche Tragbarkeit einer Arbeitszeit
reduktion. Abschliessend werden die zeitgenössische 
Rezeption durch politische Akteure und durch die teils 
reaktionäre Gegnerschaft, wie der zürcherische Bauern-
bund und der Verband ostschweizerischer landwirtschaft
licher Genossenschaften (VOLG), sowie deren Vorbehalte 
aufgezeigt.

Staudigl-Ciechowicz/Anna Novitskaya (Hrsg.), Junges Netz-
werk Rechtsgeschichte: Rechtssicherheit im Wandel der Zeit, 
II. Tagung des Jungen Netzwerks Rechtsgeschichte, Baden-
Baden 2025, 141 ff., 141–152.

Die Umsetzung dieser gesetzgeberischen Beweggründe 
erforderte einen wirksamen Vollzug. An die Untersuchung 
der Genese und der gesetzgeberischen Beweggründe 
schliesst die Behandlung des Gesetzesvollzuges zwischen 
1895 und 1914 an (Kapitel 3). Dieser gliedert sich in zwei 
Phasen. Die erste Vollzugsphase wurde vom kantonalen 
Fabrikinspektor (1895–1906) geleitet, die zweite von der 
ersten kantonalen Gewerbeinspektorin des Kantons 
Zürich (1906–1912/14), eine der ersten Frauen in der 
Schweiz, welche im Vollzug des kantonalen Arbeiterinnen-
schutzes eingesetzt wurden.13 Dabei werden die Unter
stellungs-, die Überzeitbewilligungs- und die Sanktionie-
rungspraxis in den beiden Phasen sowie die 
Problembereiche und deren Ursachen beleuchtet, wobei 
das bereits erwähnte Stadt-Land-Gefälle eine zentrale 
Rolle in der Gesetzeseinhaltung spielte.

Unter der Leitung der Gewerbeinspektorin wurde ein 
konsequenterer und strengerer Vollzug etabliert, indem 
eine intensivere Aufsichts- und Kontrolltätigkeit durch
geführt wurde. Dadurch wurden die Gesetzesbestim-
mungen in der Praxis genauer eingehalten, sodass das 
Schutzgesetz nicht zu einem Papiertiger verkam. Die 
Arbeitsverhältnisse der Arbeiterinnen und Lehrtöchter 
verbesserten sich. Zugleich war der Beizug von Frauen für 
die Handhabung des Arbeiterinnenschutzes aus frauen-
rechtsgeschichtlicher Perspektive bedeutsam, denn es 
wurden gezielt Stellen für Frauen im öffentlichen Dienst 
geschaffen, in bisher unerschlossenen Tätigkeitsberei-
chen. Die positiven Erfahrungen mit dem Schutzgesetz 
prägten auch spätere Bestrebungen, die kantonale Sozial-
gesetzgebung auf weitere Gruppen auszuweiten.

Das Zürcher Gesetz nahm schweizweit eine Vorreiter-
rolle ein, insbesondere weil seine Bestimmungen zum 
Zehnstundenarbeitstag als Orientierungspunkt dienten.14 
Die Rechtsvergleichung zwischen dem Zürcher Schutz
gesetz und dem eidgenössischen Fabrikgesetz von 1877 
sowie den zwischen 1888 und 1912 erlassenen kantonalen 
Arbeiterinnenschutzgesetzen zeigt die gegenseitige Be-
einflussung und Orientierung der kantonalen Gesetz
geber in der Ausgestaltung der Gesetze (Kapitel 4). Anhand 
konkreter Vergleichsparameter werden die Gemeinsam
keiten und Unterschiede der Gesetze herausgearbeitet. 
Die Vergleichung illustriert zudem den kantons
überschreitenden Austausch und die Bedeutung des 
Zürcher Erlasses im schweizweiten Arbeiterinnenschutz. 
Das Gesetz wurde noch ein Jahrzehnt nach seinem 

13	 Auf Stadtzürcher Ebene wurde wiederum die schweizweit ers-
te Polizeiassistentin angestellt.

14	 Vgl. etwa die Beratungen des Grossen Rats des Kantons Bern: 
Tagblatt des Grossen Rates des Kantons Bern, Bern, 1907, 125.
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Inkrafttreten in den Gesetzgebungsverfahren von ande-
ren Kantonen als Orientierung herangezogen.15 Zudem 
wird erstmals die Einführung von Beamtinnen in den kanto-
nalen Gewerbeinspektoraten von Basel-Stadt, Luzern und 
Zürich zur Überwachung der kantonalen Arbeiterinnen-
schutzgesetze sowie deren organisatorische Einbindung, 
Zuständigkeitsbereiche und der zwischenkantonale Aus-
tausch behandelt.

C.	 Stand der Forschung  
und verwendete Materialien

Die Dissertation ist in den Bereichen der Arbeitsrechts-, 
Frauenrechts- und Gesetzgebungsrechtsgeschichte ange-
siedelt. Die Forschung, insbesondere zu den kantonalen 
Arbeiterinnenschutzgesetzen, die eine wichtige Erweite-
rung des arbeitsrechtlichen Schutzes auf Arbeiterinnen 
und Lehrtöchter bedeutete und gleichzeitig zur Weiter-
entwicklung des Arbeitsrechts beitrug, ist unterentwickelt. 
Zum Zürcher Schutzgesetz existieren lediglich zeitgenös-
sische Beiträge, welche allerdings weder die Entstehungs-
geschichte noch die in das Gesetz eingeflossenen Beweg-
gründe oder den Vollzug umfassend behandeln. In der 
kantonalen Arbeitsrechtsgeschichte galt der Fokus bisher 
den kantonalen Fabrikgesetzen.16 Der kantonale Arbeite-
rinnenschutz blieb weitgehend unberücksichtigt. Die 
Dissertation schliesst diese Forschungslücke, indem sie 
diesen Bereich des Zürcher Arbeitsrechts zwischen 1880 
und 1914 systematisch aufarbeitet.

Die systematische Erforschung des Gesetzes erforderte 
die Auswertung verschiedener Quellenkomplexe. Für die 
Eruierung der gesetzgeberischen Beweggründe wurde 
zunächst auf Archivalien, wie Kantonsratsprotokolle, 
Regierungsratsbeschlüsse sowie Unterlagen der kantona-
len Fabrik- und Gewerbekommission zurückgegriffen. 
Zusätzlich wurden zeitgenössische Zeitungen und Zeit-
schriften beigezogen, welche die kantonsrätlichen Detail-
beratungen teils sehr genau rekapitulierten. Materialien 
der kantonalen Direktionen und des kantonalen Fabrik-
inspektorates gewährten wiederum einen Einblick in den 
Gesetzgebungsprozess und die zeitgenössische Haltung 

15	 Vgl. Eugen Wullschleger, Der gesetzliche Arbeiterschutz 
in Baselstadt, Schweizerische Blätter für Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, 1902, 109 ff., 114 f.

16	 Vgl. etwa Jacqueline Janser, «Im Takt der Maschinen»: Das 
Arbeitsrecht des Kantons Glarus im 19. Jahrhundert unter 
besonderer Berücksichtigung der Fabrikgesetzgebung, Diss. 
St. Gallen 2010, Zürich/St. Gallen 2010; Paul Weidmann, Die 
soziale Entwicklung des zürcherischen Arbeitsrechts von 
1815–1870: unter besonderer Berücksichtigung der Fabrik
gesetzgebung, Diss. Zürich 1971, Zürich 1971.

gegenüber dem Einsatz von Frauen im Gesetzesvollzug. 
Für den Vollzug wurden behördliche und private Berich-
te, wie etwa Rechenschaftsberichte an den Kantonsrat 
und Jahresberichte der Arbeitskammer der Stadt Zürich, 
herangezogen. Zeitgenössische Publikationen ermöglich-
ten eine externe Einschätzung des Gesetzesvollzugs und 
spiegelten dessen zeitgenössische Rezeption. Die Verwen-
dung von Archivalien und Zeitschriften unterschiedlicher 
Frauenvereinigungen lässt eine systemkritischere, zivil
gesellschaftliche Perspektive auf das Gesetz, dessen 
Umsetzung und die konkreten Veränderungen für die 
Stellung der Frauen im Erwerbsleben um 1900 zu.

III.	 Abschliessende Gedanken

Die Dissertation leistet einen Beitrag zur Arbeitsrechts- 
und Frauenrechtsgeschichte. Das Schutzgesetz wird erst-
mals durch die Auswertung bislang unerschlossener 
Archivalien systematisch erforscht. Zudem werden der 
Gesetzesvollzug mit den entscheidenden Problemberei-
chen und Ursachen rekonstruiert sowie die kantonalen 
Arbeiterinnenschutzgesetze und Gewerbeinspektorate 
miteinander verglichen, wobei die Vorreiterrolle des 
Kantons Zürich im interkantonalen Kontext deutlich 
wird. Damit wird eine Lücke im schweizerischen bzw. 
zürcherischen Arbeitsrecht zwischen 1880 und 1914 ge-
schlossen. Die Behandlung verschiedener Frauenvereini-
gungen, Akteurinnen und der im Vollzug involvierten 
Frauen erhöht die Sichtbarkeit von Frauen in der Rechts-
geschichte und zeigt ihre bedeutende Rolle bei der Ver-
besserung der eigenen Stellung im Zürcher Erwerbsleben 
um 1900 auf. Frauen waren keine passiven, rechtsunter-
worfenen Schutzsubjekte, sondern brachten sich aktiv  
in den Gesetzgebungsprozess und in die Umsetzung des 
arbeitsrechtlichen Schutzes ein und trugen zu dessen 
Einhaltung bei.




